
287 der Beilagen. — Konstituierende Nationalversammlung. i

Bericht
des

Ausschusses für Heerwesen

über

den Antrag der Abgeordneten Andolf Gruber, Kollmann, Parrer
und Genossen (37 der Beilagen), betreffend die endliche Auszahlung der

Explosionsschäden vom Jahre 1917.

Wie bekannt, wurde durch die am 17. Juni 1917 am Steinfelde erfolgte Explosion eine Reihe
von Ortschaften hart mitgenommen. Die geschädigten Parteien wendeten sich damals an die Heeresver¬
waltung um Gutmachung dieser Schäden.

Die Heeresverwaltung stellte sich auf den Standpunkt, daß nach den bestehenden gesetzlichen
Bestimmungen eine rechtliche Verpflichtung der Heeresverwaltung zum Ersätze der durch die Explosion
auf dem Steinfelde den Eigentümern der Umgebung verursachten Sachschäden nicht besteht.

Trotzdem hat sich das frühere Kriegsministeriuni bereit erklärt, den Betroffenen zur Behebung der
in Rede stehenden Schäden nach Möglichkeit Materialien und Arbeitskräfte unentgeltlich zur Verfügung
zu stellen und ihnen auch die verausgabten Wiederherftellungskosten zu ersetzen. Bis zum Zusammen¬
bruch im November 1918 wurden laut beigeschlossenem Verzeichnis A Entschädigungen im Betrage von Verzeichnis A
491.086 K 40 h ausbezahlt.

Die int gleichfalls angeschlossenem Verzeichnis B angeführten Beträge an 47 Gemeinden und Verzeichnis B
6 Einzelpersonen im Betrage von 497.517 K 34 li wurden nicht mehr ausbezahlt, weil das Kriegs¬
ministerium die Zahlungen einstellte.

Es ist begreiflich, daß die schwer betroffene Bevölkerung über dieses Vorgehen sehr erregt ist und
mit aller Energie die sofortige Auszahlung der längst fällig gewesenen Schadensvergütung verlangt.

Der Ausschuß für Heerwesen beschäftigte sich in den Sitzungen vom 14. Mai und 24. Juni 1919
mit diesem Anträge. Die deutschösterreichische Regierung vertrat im Ausschüsse den Standpunkt, daß eine
rechtliche Verpflichtung aus zwei Gründen nicht besteht:

1. Ist Deutschösterreich nicht der Rechtsnachfolger des alten Österreich und
2. Sind nach den heute noch bestehenden gesetzlichen Bestimmungen Explosionsschäden als

Elementarereignisse zu kennzeichnen und daher höchstens nach dem Regulativ für Elemeutarschäden zu
vergüten. Daher bestehe für die Regierung keine Verpflichtung zum Ersätze der Sachschäden. Dieselben
müßten von der Liquidierungsmasse des alten Österreich vergütet werden.

Der Ausschuß vertrat aber den Standpunkt, daß die damalige Heeresverwaltung unbedingt ein
Verschulden trifft, insofern, als dort riesige Mengen von Munition oft unter freiem Himmel aus¬
gestapelt waren.

Infolge der leichten Zersetzbarkeit des Pulvers und der Sprengstoffe, zumal diese über die von
Fachleuten bestimmte Zeit dort gelagert waren, war die Gefahr einer Explosion ohne äußere Einwirkung
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gegeben, die auch tatsächlich eingetreten ist. Die Munitionsdepots und Fabriken waren in nächster Nähe
der bewohnten Ortschaften untergebracht und wurden dieselben trotz aller Bitten und Beschwerden der
Bevölkerung nicht verlegt. Die Gefahr für diese Gemeinden bestand daher und die Bevölkerung war in
ununterbrochener Sorge und Aufregung. Es ist daher die Ansicht des Ausschusses berechtigt, daß eine
Verpflichtung zum Ersatz der Kosten besteht.

Da tatsächlich beiläufig die Hälfte der Schäden behoben wurde, wäre es ungerecht, daß jene
Parteien, die etwas später den Ersatz dieser Schäden beansprucht haben, jetzt leer ausgehen sollten.

Aus diesen angeführten Gründen hat der Ausschuß einstimmig die Notwendigkeit der Schadens-
entschädiguug anerkannt und beantragt daher:

Die Nationalversammlung wolle beschließen:

„1. Die Notwendigkeit der Schadensentschädigung wird anerkannt.

2. Es sind die im Verzeichnisse B angeführten Schadensanmeldungen im Betrage von 497.517 K 34 h
bei der Liquidierungsmasse auzumelden und vom Staatsamt für Finanzen im Wege des Staatsamtes
für Heerwesen an die Gemeinden vorschußweise zur Auszahlung zu bringen."

Wien, 24. Juni 1919.

F. Skaret,
Obmann.

Jos. Eisenhut,
Berichterstatter.
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Verzeichnis A
über jene Gemeinden (Parteien), welchen Entschädigungsbeträge bereits aus-

bezahlt wurden.

1

2

3

4

5

6

7

. 8

9

10

11

12

13

14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

Bürgermeisteramt Traiskirchen

Pfarramt Piesting .

I. Fuchs in Wöllersdorf - - - -

Bürgermeisteramt Ober-Waltersdorf .

Karl Geylings Erben in Trumau .

Franz Götzer in Pottendorf ....

Haschendorf.

Siegersdorf.

Zillingdorf.. ‘ '

Ebenfurth.

Pottendorf.

Josef Landauer in Jettendorf . - •

Geylings Erben in Fifchau - - - -

Stephan Krogen in Trumau . - -

Geylings Erben in Ober-Waltersdorf

Geylings Erben in Tattendorf . •

Geylings Erben in Wampersdorf . .

Siegersdorf . -.

Weigelsdorf.

Bürgernieisteramt Ober-Waltersdorf •

Marie Gefler in Leobersdorf . - -

Amalia Rohn in Baden.

Bürgermeisteramt Tattendorf • -

Pfarramt Kottingbrunn ....

Priv. Südbahngesellfchaft ....

Fürtrag 59.321 61
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Post-
nummer

26

27

28

29

30

31

32

33

34

35

36

-37

38

39

40

41

42

43

44

45

46

47

48

49

50

51

52

53

54

55

56

57

Gemeinde
Betrag

Übertrag

Josef Hutter .

Pfarramt Weikersdorf.

Pfarramt Biedermannsdorf ....

Bürgermeisteramt Ober-Waltersdorf .
Barbara Mayer.

Bürgermeisteramt Tattendorf....

Gendarmeriekommando Wiener-Nenstadt
Franz Berger.

Robert Steiner.

Pfarrkirche Gumpoldskirchen ....

Bürgermeisteramt Ebreichsdorf ...

Bürgermeisteramt Ebreichsdorf . .
Bürgermeisteramt Tattendorf.
Karl Schimpf in Schönau.
Robert Steiner .

Marie Haydik.

Bürgermeisteramt Wiener-Neudorf . . .
Josef Schlick.

Frau Solms-Braunfels .

Bürgermeisteramt Lajta-Ujfalu . . . .
Bürgermeisteramt Ebreichsdorf . . . .

Elektrizitätswerk Ober-Waltersdorf .
Ebreichsdorf.

Bürgermeisteramt Günzelsdorf . . . .
Bürgermeisteramt Gumpoldskirchen .
Pfarramt Kottingbrunn.

Bürgermeisteramt Lanzenkirchen....
Michael Lackner in Möllersdorf . . .

Bürgermeisteramt Biedermannsdorf . .
Einil Schicker in Lanzenkirchen ....

Wartenbergsche Gutsverwaltung . . .

Bürgermeisteramt Unter-Waltersdorf . ..

K

Fürtrag .
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/

Verzeichnis B
über jene Gemeinden, Parteien, von welchen Schadensanmeldungen noch vor-

liegen, aber nicht zur Auszahlung gelangten.
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21. Mai 1919.

Unterschrift unleserlich.
Oberstleutnant.

Staatsdruckerei. 6mi9
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